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Sehr geehrte Anwesende und Zuhörer*innen, 

liebe Verbandsmitglieder, 

liebe Vertreter*innen der Medien, 

 

vor allem aber: liebe Betroffene, 

 

in großer Demut vor Eurem Leid, das ihr in der DPSG – unserem Verband – erfahren habt, in Demut 

vor Eurem Mut und Eurer Kraft – und in hoher Bereitschaft zu kritischer Selbstreflexion, Veränderung 

und Dialog sind wir heute hier. Denn zuallererst möchten wir eines klar und ohne jede Einschränkung 

sagen: 

Wir danken Euch von Herzen für Euren Mut, für Eure Offenheit und für die Kraft, mit der ihr Eure 

Erfahrungen sichtbar gemacht habt. Ohne diesen Mut gäbe es diesen Forschungsbericht nicht und 

gäbe es heute keinen so ehrlichen Blick auf das, was in unserem Verband geschehen ist. 

 

Wir erkennen Euer Leid an. Auch erkennen wir das Leid der vielen Betroffenen an, die sich durch das 

Versagen von Systemen und Strukturen in der DPSG bisher noch nicht bemerkbar machen konnten 

oder wollten.  

 

Wir bitten alle Betroffenen stellvertretend für die gesamte DPSG um Entschuldigung. 

Um Entschuldigung für das Leid, das Euch zugefügt wurde oder wird. 

Um Entschuldigung für das, was wir als Institution nicht verhindert haben. 

Und um Entschuldigung dafür, dass die DPSG ihrer Schutzverantwortung in vielen Fällen nicht gerecht 

geworden ist. 

 



Die heute vorgestellten Ergebnisse konfrontieren uns mit dem unermesslichen Leid, das sexualisierte 

Gewalt, spirituelle Gewalt, Übergriffe, Grenzüberschreitungen und andere Formen von 

Machtmissbrauch hinterlassen. Dieses Leid beeinflusst Biografien, Beziehungen und Selbstbilder und 

wirkt oft ein Leben lang nach. Grenzüberschreitungen, Übergriffe und Manipulation können 

Menschen tiefgreifend beschädigen – körperlich, seelisch, im Glauben, im Vertrauen. – Leid darf 

niemals relativiert werden. Es steht für sich. 

Als Bundesvorstand erkennen wir klar an: Unser Verband, die DPSG, hat versagt. Nicht einzelne 

Personen allein – sondern wir als Institution mit dem Anspruch, ein Ort für die Entwicklung von 

Kindern und Jugendlichen zu sein. Wir haben nicht ausreichend geschützt, nicht ausreichend 

hingeschaut und nicht ausreichend zugehört. Wir haben Strukturen zugelassen, in denen Gewalt 

möglich war. 

 

Wir sind uns bewusst: Unsere Worte können nur ein erster Schritt sein. – Heute wollen wir 

Verantwortung übernehmen, Haltung zeigen und deutlich machen, dass wir diese Ergebnisse nicht als 

formalen Bericht betrachten – sondern als Auftrag. 

Der Forschungsbericht zeigt uns, dass unsere bisherigen Anstrengungen im Kinder- und Jugendschutz 

nicht ausreichen. Unsere guten Absichten im Bereich Kinder- und Jugendschutz bestehen bereits seit 

einigen Jahren und sie bleiben ungebrochen. – Wir sehen heute ein, dass dieses Bestreben und die 

bisher ergriffenen Maßnahmen nicht wirksam genug sind. Neue und verbesserte Wege sind 

unverzichtbar. Kinder und Jugendliche in unserem Verband müssen unbedingt besser geschützt 

werden. 

 

Wir sind bereit, uns und unseren Verband selbstkritisch zu reflektieren. Dazu gehört auch, dass wir 

uns von Personen außerhalb des Verbandes hinterfragen lassen. Folgende tiefgreifende und 

wesentliche Punkte sind für uns beispielhaft für all das, was wir angehen müssen und wollen: 

 

Wir müssen uns ehrlich eingestehen: Viele Grundprinzipien und Elemente unserer pfadfinderischen 

Arbeit, die wir zutiefst schätzen – Gemeinschaft, Spiritualität, Abenteuer, Selbstwirksamkeit – bergen 

zugleich Risiken. Denn der Bericht macht deutlich: Was stärken kann, kann auch verletzen. Was 

verbinden kann, kann auch missbraucht werden. Rituale und Traditionen können Halt geben – und sie 

können tief verletzen. Diese Ambivalenz werden wir als Verband in den Blick nehmen. Denn das 

Übersehen, Verharmlosen und Missachten dieser Ambivalenz ist ein Teil unseres verbandlichen 

Versagens.  

Die föderalen und demokratischen Prinzipien in unserem Verband führen dazu, dass Gruppierungen 

sich Maßnahmen des Kinder- und Jugendschutzes entziehen können. Regelungen, Ordnungen, 



Präventionsschulungen, Leiter*innenausbildung, Awarenesskonzepte und so viele weitere Ansätze 

bleiben an einigen Stellen wirkungslos. Eine kritische Auseinandersetzung mit unseren Strukturen ist 

unabdingbar. Eine Anpassung hinsichtlich Regulierung und auch unabhängiger Überprüfung von 

Maßnahmen ist notwendig. 

 

In der DPSG gibt es viele unterschiedliche Kulturen, Traditionen und Rituale. Diese Vielfalt ist Teil 

unserer pfadfinderischen Identität und so ist es schwierig, von einzelnen Stämmen auf „den Verband“ 

zu schließen. Problematische und gefährliche Handlungen sind dadurch schwer greifbar und 

Gegenmaßnahmen schwer kontrollierbar. In Zukunft müssen und wollen wir gewaltbegünstigende 

Strukturen besser erkennen, benennen und konsequenter verhindern. Bei aller Wertschätzung für die 

Vielfalt an Kulturen, Traditionen und Rituale – sie dürfen niemals über der Würde von Menschen 

stehen. 

 

Darüber hinaus glauben wir, dass weitere Maßnahmen und Veränderungen wichtig und notwendig 

sind. Dazu gehören für uns unter anderem 

• neue Meldewege zu schaffen und bestehende weiter zu öffnen und niedrigschwelliger zu 

gestalten, 

• die Stärkung und Sensibilisierung unserer Verbandsmitglieder hinsichtlich Kinder- und 

Jugendschutzes,  

• die regelmäßige Überprüfung unserer Handlungen und 

• eine positive Haltung für Kinder- und Jugendschutz, die unseren Verband prägt und 

durchdringt. 

 

Gleichzeitig wissen wir: Verantwortung endet nicht an unseren Verbandsgrenzen. Auch kirchliche, 

staatliche, politische und gesellschaftliche Strukturen müssen kritisch hinterfragt werden. Gerade 

dort, wo Menschen Mehrfachfunktionen haben – wie im Verband und in kirchlichen Systemen – 

braucht es klare Zuständigkeiten, klare Verfahren und klare Verantwortlichkeiten.  

 

Deshalb setzen wir uns mit aller Deutlichkeit dafür ein und appellieren eindringlich an Kirche, 

Gesellschaft und Politik, dass Aufarbeitung, Prävention und Intervention ausreichend finanziert und 

personell ausgestattet werden müssen. Kinder- und Jugendschutz darf kein Nebenprojekt sein. Er ist 

eine gesamtgesellschaftliche Kernaufgabe und unser aller Verantwortung.  

 
Das Arbeiten mit den Ergebnissen beginnt jetzt. Es ist eine Verpflichtung, die wir als Verband den 

Betroffenen und allen Mitgliedern unseres Verbandes gegenüber eingehen. 

 



Wir danken dem gesamten Forschungsteam und allen Beteiligten der Philipps-Universität Marburg 

und Justus-Liebig-Universität Gießen für die intensive, zeitaufwendige und unabhängige Arbeit. 

Danke sagen möchten wir auch allen Mitgliedern des Aufarbeitungsbeirates, die sich unerschöpflich 

für ein Gelingen des Aufarbeitungsprozesses einbringen. Ohne Euer Engagement würden wir heute 

nicht an diesem zentralen Punkt des Beginns der Aufarbeitungsarbeit stehen. 

Wir danken allen Verantwortlichen aus den Diözesanverbänden und Bistümern, die sich an der Studie 

durch Zugänglichmachung von Daten und Archiven beteiligt und die Forschung unterstützt haben. 

Nicht zuletzt danken wir außerdem der UBSKM für ihre so wichtige Arbeit für betroffenengerechte 

Aufarbeitung in Deutschland. Die von und mit ihr entwickelten Standards der Betroffenenbeteiligung 

sind fundamental. Wir werden unsere weitere Aufarbeitungsarbeit darauf aufbauen. 

 

Der vorliegende Bericht öffnet uns die Augen – schmerzhaft, aber notwendig. Erst durch diese 

wichtige Arbeit wird für uns als Verband echte Aufarbeitung möglich. Sie legt dafür einen essenziellen 

und wichtigen Grundstein.   

 

Vieles daraus werden wir für unser Handeln und unsere Aufarbeitung ableiten. So werden wir 

zuallererst alles daransetzen, dass diese Erkenntnisse im gesamten Verband bekannt werden: auf 

Bundesebene, in den Diözesanverbänden, Bezirken und Stämmen. – Mit diesem Bericht ist 

Aufarbeitung nicht abgeschlossen. Im Gegenteil – sie beginnt erst richtig. Wir verstehen Aufarbeitung 

künftig als dauerhafte, priorisierte Aufgabe der Bundesebene und des gesamten Verbandes. Sie muss 

ein Schwerpunkt werden, der alle Bereiche durchdringt. 

 

Uns ist schmerzlich bewusst, dass die Gefahr für sexualisierte und spirituelle Gewalt in unserem 

Verband von keiner Maßnahme gänzlich gebannt werden kann. Genau deshalb wollen wir alles tun, 

damit Gewalt schneller erkannt, gemeldet und konsequent unterbunden wird. Im Umgang mit 

Betroffenen wollen wir in höchstem Maße respektvoll, wertschätzend und schützend begleiten.  

 

Wir machen uns als Verband in diesem Prozess bewusst verletzlich. Aufarbeitung kostet Zeit, Geld, 

Kraft und sehr viele Emotionen. Sie verlangt Selbstkritik, Aushalten, Zuhören, Verändern. Dieser Weg 

ist notwendig – und wir gehen ihn. 

 

Unser Appell richtet sich heute an den gesamten Verband: 

An alle Diözesanverbände, Bezirke und Stämme, 

an alle Mitglieder und insbesondere Vorstände, Leiter*innen und Mitarbeiter*innen der DPSG,  



an alle Eltern, Ehemalige und das Umfeld des Verbandes: Nehmt die Erkenntnisse ernst. Tretet in 

einen ehrlichen, (selbst)kritischen Dialog. Nutzt die Unterstützungsangebote und Austauschformate 

des Bundesverbandes und eurer Untergliederungen. Hinterfragt auch euch selbst – und einander. 

Ein echter Wandel gelingt nur gemeinsam. 

 

Schließlich möchten wir noch einmal direkt zu den Betroffenen sprechen: 

Wir sehen Euer Leid.  

Wir erkennen unser Versagen an. 

Wir bitten Euch erneut um Entschuldigung – ohne Einschränkungen, ohne Bedingungen. 

Euer Mut verpflichtet uns. 

Und dieser Verantwortung wollen und werden wir uns stellen. 


